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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Ulla Jelpke und der Gruppe der PDS/Linke Liste 


Bundeskriminalamt und die Haltung der Bundesregierung zu rassistischen 
Ausschreitungen 


In der öffentlichen Diskussion wurde immer wieder auf den 
Zusammenhang hingewiesen zwischen der Asyldebatte der 
Bundesregierung bzw. im Parlament und der Zunahme 
ausländerfeindlicher und rassistischer Aktivitäten. 

In verschiedenen Anträgen und Stellungnahmen im Parlament 
sowie Kommentaren in den Medien wurde die Bundesregierung 
aufgefordert, die Asyldebatte einzustellen und eine sorgfältige 
Aufklärung der Bevölkerung vorzunehmen. Bisher hat die Bun- 
desregierung jeglichen Zusammenhang zwischen Stellungnah- 
men ihrer Vertreterinnen und Vertreter und ihrer Politik und dem 
Anwachsen rassistischer und ausländerfeindlicher Aktivitäten 
geleugnet. Echte oder demonstrative Scham nach Anschlägen 
oder Todesopfern durch rassistische Übergriffe führten nie zu 
einer Beendigung des Hantierens mit zurechtinterpretierten Zah- 
len, des Geredes von massenhaftem Asylmißbrauch und dem Ver- 
zicht auf das Versprechen, die Zahl der Ausländerinnen und 
Ausländer als Ursache aller möglichen Probleme der Deutschen 
einzudämmen. 

Mit ähnlicher Dickfelligkeit weigerte sich die Regierung, gezielte 
Aufklärung über die Situation im Herkunftsland bestimmter 
Flüchtlingsgruppen, wie rumänischer Roma, zu betreiben. So 
heißt es in der Antwort auf eine Frage der Gruppe der PDS/Linke 
Liste nach dem Rostocker Pogrom: „Die Bundesregierung beab- 
sichtigt nicht, eine Informationsbroschüre mit dem genannten 
Inhalt (Situation der Roma in Rumänien bzw. den ehemaligen 
Ostblockländern - d. A.) zu erstellen und zu vertreiben" (Druck- 
sache 12/3389). 

So wurde von seiten der Bundesregierung nicht nur nichts gegen 
die unglaubliche Hetze in verschiedenen Medien gegen Roma 
und Sinti entgegengesetzt. Etwa zur selben Zeit, zu der die Ant- 
wort nach einer Informationsbroschüre erstellt wurde, wurde im 
„Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale Stu- 
dien", das zum Geschäftsbereich des Bundesministeriums des 
Innern (BMI) gehört und mit knapp 8 Millionen DM im Haus- 
halt 93 unterhalten wird, eine Studie erstellt und veröffentlicht, in 
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der es u. a. heißt, „die Zigeuner, so schien es, sind geblieben, was 
sie in Rumänien immer waren - naive Randfiguren bei allem, was 
das Land wirklich bewegte (. . .) Gelegentliche Ausschreitungen 
gegen Zigeuner wurden durch vorhergehende delinquente Hand- 
lungen der Zigeuner selbst provoziert". 

Inzwischen liegt eine Analyse über die Gewalteskalation gegen 
Ausländerinnen und Ausländer aus dem Bundeskriminalamt für 
das Jahr 1991 vor (Die Polizei 11/92, S. 268 ff.). 

Hans-Ludwig Zachert, Präsident des Bundeskriminalamtes (BKA), 
übt durch die dort vorgetragenen Fakten und Zusammenhänge 
deutliche Kritik an wesentlichen Punkten der Regierungspolitik. 

Er spricht von „wenig differenzierter" Darstellungen in der aus- 
länderpolitischen Diskussion und er schreibt: 

„Die in den Medien teils undifferenzierte, teils überzogene Dar- 
stellung des Ausländerthemas und der davon hervorgerufene Ein- 
druck, die Politik habe insbesondere hinsichtlich einer Verschär- 
fung des Asylrechts unzureichend gehandelt, bot interessierten 
Kreisen willkommene Gelegenheit zu fremdenfeindlicher Agita- 
tion." 

Für das 4. Quartal 91 stellt er einen besonders auffälligen Anstieg 
von Straftaten in den alten Bundesländern fest. Zachert: „Als 
Auslöser dürften die Asyldebatten im Deutschen Bundestag, die 
Verlegung von Asylbewerbern aus Hoyerswerda und der Jahres- 
tag der Deutschen Einheit anzusehen sein. " 

Über 80 % der Straftaten wurde in den Altbundesländern began- 
gen, gemessen an der Zahl der Einwohnerinnen und Einwohner 
am meisten im Saarland, Niedersachsen und Schleswig-Holstein. 
Weiter heißt es „Gemessen am Anteil der ausländischen Einwoh- 
ner... in den jeweiligen Bundesländern ergeben sich keine 
Anhaltspunkte für eine signifikante Kriminalitätsbelastung in 
Bundesländern mit hohem Ausländeranteü" (Zahlen zur auslän- 
dischen Wohnbevölkerung hegen allerdings nur bis 1989 vor). 

Ebenfalls aus dem Bundeskriminalamt stammt eine Darstellung 
der Ergebnisse einer „Arbeitsgrupe der Kommission Staats- 
schutz" in der AG Kripo, erstellt ebenfalls nach den Ereignissen in 
Hoyerswerda. Dort heißt es abschließend: 

„Neben den polizeilichen Problemlösungen sind deutliche poli- 
tische Signale und sozialpädagogische Maßnahmen erforderlich, 
um die Aussage führender Persönlichkeiten, , Deutschland ist ein 
ausländerfreudliches Land', mehr als bisher auch im realen 
Erscheinungsbild vorzufinden" (Die Polizei 11/92). 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Seit wann kennt die Bundesregierung die zitierten Teile bzw. 
sinngemäß diese BKA- Analyse? 

2. Greift die Bundesregierung gelegentlich oder regelmäßig auf 
Lagebeurteilungen des BKA oder des Bundesamtes für Verfas- 
sungsschutz (BfV) zurück bzw. berät sich mit Vertretern dieser 
Institutionen bei Fragen der Informationspolitik oder bei 
besonders brisanten Themen? 


2 



Deutscher Bundestag - 12. Wahlperiode 


Drucksache 12/3898 


Welche Beispiele wären da zu nennen, und wann hat sich die 
Bundesregierung mit Vertretern des BKA bzw. BfV über die 
Wirkung der Asyldebatte, der Ausländer- und Flüchtlingspoli- 
tik beraten? 

3. Sind der Präsident des BKA, Zachert, oder seine Mitarbeiterin- 
nen und Mitarbeiter an die Bundesregierung herangetreten 
und haben auf die genannten Probleme hingewiesen? 

Wenn ja, wann war das, und welche Ergebnisse ergaben sich? 

4. Enthalten die Lagebilder zu dem hier angesprochenen Bereich 
den Faktor „tatgestaltende Umwelt", und was ist darunter ggf. 
zu verstehen? 

5. Ist die Analyse Zacherts in die Lagebilder der Länder- und 
Bundessicherheitsbehörden zum Bereich Rechtsextremismus/ 
Ausländerfeindlichkeit eingeflossen? 

6. Wie bewertet die Bundesregierung vor dem Hintergrund der 
BKA-Analyse ihre Politik und ihre Informationspolitik im 
Bereich der Ausländerpolitik in den Jahren 1991 und 1992? 

7. Wie bewertet die Bundesregierung die Aussage Zacherts, die 
Bundestagsdebatte im Herbst 1991 sei Auslöser des Anstiegs 
der fremdenfeindlichen Straftaten gewesen? 

8. Sind der Bundesregierung Überlegungen im BKA bzw. des 
Generalbundesanwalts bekannt, nach denen die Politik der 
Regierung und des Parlaments als tatbegünstigend und even- 
tuell als strafwürdig bewertet worden ist? 

9. Welche praktischen Schlüsse zieht die Bundesregierung aus 
diesem Teil der BKA-Analyse? 

10. Auf welchem Wege und wann wurde die Studie „,Romii' oder 
,Tigani'. Versuch über Geschichte, Gegenwart und soziale 
Probleme der Zigeuner Rumäniens" an Wolf Oschlies ver- 
geben? 

In welchem Verhältnis steht Wolf Oschlies zum „Bundesinsti- 
tut für ostwissenschaftliche und internationale Studien"? 

11. Was hat die Bundesregierung unternommen, um die weitere 
Verbreitung dieser angeblich wissenschaftlichen Studie zu 
unterbinden? 

12. Welche anderen Studien wurden von Wolf Oschlies für das 
„Bundesinstitut für ostwissenschaftliche und internationale 
Studien" angefertigt, und auf wessen Veranlassung geschah 
dies jeweils? 

Bonn, den 27. November 1992 

Ulla Jelpke 

Dr. Gregor Gysi und Gruppe 
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